
Deutscher Bundestag Drucksache 16/9183
16. Wahlperiode 14. 05. 2008
Unterrichtung
durch die deutsche Delegation in der Euromediterranen Parlamentarischen 
Versammlung (EM PV)

Vierte Plenartagung am 26. und 27. März 2008 in Vouliagmeni (Athen), Griechenland

I n h a l t s v e r z e i c h n i s Parlaments) entsandt werden. Deutschland stehen drei Sitze
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I. Teilnehmer
Die vierte Plenartagung der Euromediterranen Parlamen-
tarischen Versammlung (EM PV) fand am 26. und 27. März
2007 auf Einladung des Hellenischen Parlaments und un-
ter dem Vorsitz von Dimitrios Sioufas, Präsident des
Hellenischen Parlaments und Präsident der EM PV, in der
Nähe von Athen in Vouliagmeni statt. 
Der deutschen Delegation gehörten folgende Mitglieder
an:
Abg. Hans Raidel (CDU/CSU), Leiter der deutschen De-
legation,
Abg. Gerd Andres (SPD),
Abg. Rainder Steenblock (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN).

II. Hintergrund der EM PV
Die Euromediterrane Parlamentarische Versammlung traf
in Vouliagmeni (Athen) zusammen, wo ihre Gründungsver-
sammlung am 22. und 23. März 2004 stattgefunden hatte. 
Sie setzt sich aus maximal 260 Parlamentariern zusammen,
von denen jeweils die Hälfte aus den Partnerländern im
Mittelmeerraum (Ägypten, Algerien,  Israel, Jordanien,
Libanon, Marokko, Palästinensische Autonomiebehörde,
Syrien, Tunesien, Türkei) und den Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Union (81 Vertreter der nationalen Parlamente der
27 EU-Mitgliedstaaten und 49 Mitglieder des Europäischen

in der EM PV zu.

Die Versammlung hat im März 2008 ihre erste Amtsperiode
vollendet, nachdem alle vier Mitglieder des Präsidiums
nacheinander den Vorsitz für ein Jahr übernommen hatten.
Zwar konnte die Frage ihrer Finanzierung während dieser
vier Jahre nicht gelöst werden, noch verfügt die Versamm-
lung über ein ständiges Sekretariat, weshalb ihre Debatten
auch nicht systematisch protokolliert werden. In dieser
Wachstumszeit ist aber eine nun feststehende Praxis entstan-
den, was die Führung der Debatten, die Anwendung der Ge-
schäftsordnung und die Funktionsweise der internen Organe
angeht.

Die Versammlung weist die Besonderheit auf, Parlamen-
tarier aus Israel und den Palästinensischen Autonomie-
gebieten zusammenzubringen. Die Diskussionen sind dem-
gemäß emotional belastet, sobald die Situation im Nahen
Osten bemüht wird, was naturgemäß häufig der Fall ist. Mit
der Geschäftsordnung der EM PV hat es eine eigene Be-
wandtnis. Sie gilt als Provisorium, das auf der Grundlage der
Vorschläge der eingesetzten Arbeitsgruppe ergänzt werden
soll. Es wird in der Regel nicht abgestimmt. Sowohl in den
Ausschusssitzungen als auch im Plenum obliegt es dem Vor-
sitz zu bestimmen, inwieweit und über welche Punkte ein
Konsens besteht.

III. Zusammenfassung

Zum ersten Mal wurde während der Plenartagung das
vierköpfige Präsidium der Versammlung neu zusammen-
gesetzt. Dem scheidenden Präsidium gehörten die ägypti-
sche Volksversammlung, die tunesische Abgeordneten-
kammer, das Europäische Parlament und das Hellenische
Parlament an. Dem neugewählten Präsidium gehören das
jordanische Parlament, das marokkanische Parlament, die
italienische Abgeordnetenkammer und das Europäische
Parlament an. Dessen Präsident Prof. Dr. Hans-Gert
Pöttering übernimmt den Vorsitz der EM PV, bevor der
Präsident des jordanischen Parlaments ihn im März 2009
ablösen wird.

Die Vorstände der Ausschüsse wurden auch neu zusam-
mengesetzt. Der Vorsitz des Politischen Ausschusses ging
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an das Europäische Parlament, der des Wirtschaftsaus-
schusses an die ägyptische Volksversammlung, der des
Kulturausschusses an das portugiesische Parlament. Der
Ad-hoc-Ausschuss für Frauenrechte wurde in einen stän-
digen Ausschuss umgewandelt. Dessen Vorsitz ging an
die tunesische Abgeordnetenkammer. Das Europäische
Parlament wird in allen vier Vorständen vertreten sein. Es
wurde nicht erörtert, wie sich die jeweils drei Mitglieder
der Delegationen aus den nationalen Parlamenten des
Nordens auf die nun vier ständigen Ausschüssen verteilen
werden. Schließlich wurde ein neuer Ad-hoc-Ausschuss
für Umwelt und Energie eingerichtet.

Es sprachen vor der Versammlung Costas Karamanlis,
Premierminister von Griechenland, José Manuel Barroso,
Präsident der Europäischen Kommission, Lluís Maria de
Puig, Präsident der Parlamentarischen Versammlung des
Europarates, Stavros Dimas, EU-Kommissar für Um-
welt, Dušsan Lesjak, slowenischer Staatsminister im Mi-
nisterium für Bildung, Wissenschaft und Technologie,
und Yannis Valinakis, griechischer Staatsminister im
Außenministerium. 

In seiner ersten Rede als Präsident der EM PV schlug
Prof. Dr. Hans-Gert Pöttering eine außerordentliche
Sitzung der Versammlung im Nahen Osten im Herbst
2008 vor.

Als Ergebnis der Plenartagung veröffentlichte die Parla-
mentarische Versammlung die im Anschluss abgedruckte
Schlusserklärung sowie die jeweiligen Empfehlungen der
drei Ausschüsse, die im Plenum angenommen wurden.
Wie im vergangenen Jahr zeugen diese sehr umfangrei-
chen Texte von der Suche nach einem Konsens, weshalb
zu den jeweiligen Themen des Öfteren weit auseinander
gehende Meinungen umfassend berücksichtigt wurden.

IV. Schwerpunkte der Debatten
A. Lage im Nahen Osten
Der parlamentarische Beitrag zum Frieden im Nahen Os-
ten wurde unter anderen Themen zum Gegenstand der
Empfehlung des Politischen Ausschusses. Im Vorfeld der
Jahrestagung hatte dieser am 28. Januar 2008 eine Son-
dererklärung zur Situation in Gaza verabschiedet, in der
er sowohl die Israelis als auch die Hamas dazu auffor-
derte, die Blockade im Gaza-Streifen aufzuheben und
auch Raketenangriffe auf israelische Zivilisten einzustel-
len.

Während dieser Jahrestagung wurde aber die Debatte
über die Lage im Nahen Osten über die Grenzen des Poli-
tischen Ausschusses hinweg in allen anderen Ausschüs-
sen aufgegriffen. Selbst im Ad-Hoc-Ausschuss für Frau-
enrechte war ein allem Anschein nach unzulässiger
Antrag zur Lage der palästinensischen Frau Anlass für
eine scharfe Auseinandersetzung. Konfrontation prägte
tiefgreifend den Ton und Tenor der Diskussionen in allen
Gremien.

Im Politischen Ausschuss wurde die Vorgehensweise Is-
raels in den besetzten Gebieten besonders beanstandet.
Sowohl Mitglieder der palästinensischen Delegation, An-

gehörige der Hamas, als auch Mitglieder der syrischen
Delegation bezeichneten wiederholt die israelischen
Maßnahmen vor Ort als „Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit“, und verglichen sie mit „Völkermord“ und dem
„Holocaust“. Die Vorsitzende Tokia Saïfi (Europäisches
Parlament) musste mehrmals zur Ordnung aufrufen. Im
Ergebnis wurden diese Äußerungen ignoriert.

B. Finanzplan der EM PV

Die seit 2004 offene Frage der Finanzierung sollte anläss-
lich der Jahrestagung gelöst werden. Letztlich erzielte die
Versammlung zu diesem Sachverhalt kein Ergebnis.

Nachdem die Arbeitsgruppe zur Finanzierung einen
Haushaltsentwurf vorgelegt hatte, hatten kurzfristig vor
der Jahrestagung die türkische und die griechische Dele-
gation jeweils ihren eigenen Vorschlag beim Präsidium
eingereicht. Der griechische wurde ausgewählt und der
Versammlung im Plenum vorgelegt.

In allen drei Vorschlägen wurden der jährliche Gesamtbe-
darf für die Plenartagungen auf 1,2 Millionen Euro ge-
schätzt, der palästinensische Beitrag von den anderen
Delegationen übernommen, sowie der Beitrag des Euro-
päischen Parlaments um circa ein Drittel verringert und
ein erheblicher britischer Beitrag einkalkuliert. Dies ist
umso bemerkenswerter, als das britische Parlament seit
der Gründung der Versammlung darauf besteht, an deren
Aktivitäten nicht teilzunehmen.

Der dem Plenum vorgelegte Vorschlag wich von den an-
deren dadurch ab, dass auf Kosten der nationalen Parla-
mente des Nordens der Beitrag des Südens auf 16,7 Pro-
zent des Gesamtbedarfs um 15 Prozent reduziert wurde.
Dies sorgte bei den nördlichen Delegationen für größere
Bedenken, insbesondere bei der schwedischen und der
dänischen Delegation, sowie bei der Delegation des Deut-
schen Bundestages. Deren Mitglieder argumentierten,
dass über die Finanzlage vor der Einrichtung eines ständi-
gen Sekretariats beziehungsweise einer etwaigen Um-
wandlung der EM PV auf Grund einer Wiederbelebung
des Barcelona-Prozesses nicht bruchstückhaft und zusam-
menhangslos debattiert werden solle. Auf ihren Antrag
wurde die Beratung der Vorschläge zur Finanzierung der
Plenartagungen ausgesetzt. Am 13. Juli 2008 wird in
Paris zwischen den EU-Mitgliedstaaten und den Mittel-
meeranrainerstaaten eine Gipfeltagung zur Aufwertung
des Barcelona-Prozesses und Gründung einer Union für
das Mittelmeer stattfinden. Neue Vorschläge zur Finan-
zierung sollen danach erarbeitet werden. 

Dies führt im Ergebnis dazu, dass die Mitglieder des Prä-
sidiums weiterhin alle Kosten der Plenartagungen tragen.

C. Meinungsfreiheit und Blasphemie

Bereits 2006 hatte der Schwerpunkt der Diskussionen auf
der Auslegung und Bedeutung der Meinungs- und Presse-
freiheit gelegen. Diese Fragestellung erwies sich während
der Jahrestagung 2008 wiederholt als ein höchst strittiges
Thema. Delegationen der nationalen Parlamente der Süd-
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und der Nordschiene vertraten unterschiedliche und ge-
gensätzliche Ansichten zum Thema Gotteslästerung.

Die belgische, die dänische und die niederländische Dele-
gation setzten sich eindeutig für Meinungsfreiheit ein.
Der Vorsitz und die Delegation des Europäischen Parla-
ments übernahmen die Rolle des Schlichters und bemüh-
ten sich, zwischen den Parteien zu vermitteln. In einer
vom Kulturausschuss entworfenen Empfehlung ruft
schließlich die Versammlung zur Unparteilichkeit in den
Medien auf. Die Erklärung enthält auch einen Hinweis
auf einen „in den Niederlanden produzierten Film, der als
beleidigend für den Islam betrachtet wird“. Damit zielt
sie auf den kurz vor der Jahrestagung entstandenen Film
eines niederländischen Abgeordneten ab.

Nach dem gescheiterten Versuch, den Antrag zur Abstim-
mung stellen zu lassen, distanzierte sich die dänische De-
legation ausdrücklich von der Erklärung.  

D. Klimawandel und nachhaltige 
Energieversorgung

Auf Anregung des griechischen Vorsitzes stand das
Thema „Energie und Umwelt: Perspektive für die Zusam-
menarbeit Europa-Mittelmeer“ auf der Tagesordnung. Im
Vorfeld hatte Präsident Sioufas in einem Bericht unter an-
derem die Umrisse einer möglichen Energiegemeinschaft
im Mittelmeerraum entworfen. Sein Vorschlag, einen
neuen Ad-Hoc-Ausschuss für Umwelt und Energie zu
gründen, erfuhr hohe Zustimmung. Er wurde mit der Un-
terstützung der Delegation des Deutschen Bundestages

angenommen. Der EU-Kommissar Stavros Dimas be-
grüßte die Initiative in einer Rede vor der Versammlung.

Diese spricht sich in der Schlusserklärung für die Grün-
dung einer Energiegemeinschaft des Mittelmeerraums
aus. Sie ruft weiterhin die Mitgliedstaaten dazu auf, den
Zugang zu nachhaltiger Energie zu einem Menschenrecht
zu erklären.

E. Union für das Mittelmeer

Bemerkenswert ist, dass die Jahrestagung vor dem Hin-
tergrund der Debatte über den französischen Plan für eine
Mittelmeerunion stattfand, dieser jedoch nicht auf der Ta-
gesordnung stand. Auf dieses Vorhaben wurde im Verlauf
der Diskussionen nur angespielt, vor allem in den Beiträ-
gen der französischen Delegation, aber nicht zuletzt auch
durch die Delegation des Deutschen Bundestages im Hin-
blick auf einen etwaigen Finanzplan.

Die Schlusserklärung spiegelt diese eher zurückhaltende
Haltung wider. Dem Projekt wird ein lapidarer Absatz ge-
widmet. Darin erhebt die Versammlung einen Anspruch
darauf, den neugegründeten „Barcelona-Prozess: Union
für das Mittelmeer“ weiter zu begleiten. Es bleibt abzu-
warten, inwiefern die Initiative zu einer Umwandlung der
Versammlung führen kann.

Hans Raidel, MdB
Leiter der Delegation
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V. Schlusserklärung und Empfehlungen der Ausschüsse
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Athen, 28. März 2008

Begrüßungsansprache des Präsidenten des Europäischen Parlaments, Prof. Dr. Hans-Gert Pöttering,

der Plenarsitzung der Parlamentarischen Versammlung Europa-Mittelmeer

Sehr geehrter Präsident Sioufas, lieber Dimitrios,

Sehr geehrte Kollegen Parlamentspräsidenten und sehr geehrter Präsident der Parlamentarischen Versammlung

des Europarats, lieber Lluis Maria de Puig,

Sehr geehrter Präsident der Europäischen Kommission, lieber Jose-Manuel Durão Barroso,

Sehr geehrter Stellvertretender Außenminister,

Sehr geehrte Parlamentarierkollegen,

Meine Damen und Herren,

Saïdati wa sadati,

Es ist mir eine große Freude, Sie alle erneut zu sehen und mit Ihnen an der heutigen Plenarsitzung Sitzung der

Parlamentarischen Versammlung Europa-Mittelmeer (PVEM) teilzunehmen.

Lassen Sie mich zuerst Präsident Dimitrios Sioufas und natürlich seiner Vorgängerin, Präsidentin Anna Benaki,

für ihren großen Einsatz für die PVEM und für die ausgezeichnete griechische Gastfreundschaft danken.

Gestatten Sie mir, der erfolgreichen Arbeit, die nicht nur im letzten Jahr, sondern während der letzten vier Jahre

von unseren Freunden und Kollegen in Griechenland geleistet wurde, meinen Respekt zu zollen.

Dieses Lob ist umso verdienter, weil Sie die politischen und institutionellen Zielvorgaben, die sie sich selbst

gesetzt haben, mit diplomatischem Geschick und Effizienz erreicht haben.

Während Ihrer Präsidentschaft gehörten die Entwicklung formeller interinstitutioneller Beziehungen zwischen

der PVEM und den übrigen Institutionen des Barcelona-Prozesses ebenso zu Ihren Prioritäten wie die

Fortsetzung der Arbeit betreffend der Geschäftsordnung, des Sekretariats und der Finanzierung der

Versammlung.

Ich hoffe sehr, dass diese geänderte Geschäftsordnung im weiteren Verlauf des heutigen Tages von der

Versammlung angenommen werden wird.

Liebe Kollegen,

ich möchte jetzt einige Worte zu dem Vorschlag der kommenden französischen EU-Ratspräsidentschaft

formulieren, eine Union für den Mittelmeerraum zu schaffen.

Als Präsident des Europäischen Parlaments darf ich Ihnen mitteilen, dass die Konferenz der

Fraktionsvorsitzenden des Europäischen Parlaments betont hat, dass die Beziehungen zum

Mittelmeerraum im Rahmen des Barcelona-Prozesses von den Institutionen der Europäischen Union gestaltet

werden sollten und dass der spezifische Vorschlag der kommenden französischen Ratspräsidentschaft, eine

Union für den Mittelmeerraum zu schaffen, innerhalb dieses Kontexts umgesetzt werden, sämtliche 27 EU-

Mitgliedstaaten umfassen und der Förderung des Barcelona-Prozesses dienen sollte.

Ich darf hier aus tiefer Überzeugung ergänzen: Keinesfalls darf bei allen Überlegungen und Planungen die

parlamentarische Komponente des Barcelona-Prozesses, also die Parlamentarische Versammlung Europa-

Mittelmeer – unsere Versammlung – vergessen werden.
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Effizienz, Rechtstaatlichkeit und nachhaltige Entwicklung können nicht ohne Demokratie und ohne

Parlamentarier verwirklicht werden.

In der Parlamentarischen Versammlung Europa-Mittelmeer (PVEM) kommen Mitglieder des Europäischen

Parlaments, der Parlamente der EU-Mitgliedstaaten und der Parlamente der Mittelmeeranrainerstaaten

zusammen, die nicht der Europäischen Union angehören. Diese Kombination der beteiligten Länder macht sie zu

einer einzigartigen Einrichtung, die einen wesentlichen Beitrag zu leisten imstande und bereit ist.

Ich persönlich habe dieses Thema auf dem Gipfeltreffen des Europäischen Rates am 13. März in Brüssel

angesprochen und mit Nachdruck hervorgehoben, dass es nicht in Frage kommen kann, eine Union zu schaffen,

die in Konkurrenz zum Barcelona-Prozess steht bzw. die über eine eigene institutionelle Struktur verfügt.

Während dieses Gipfeltreffens vereinbarten die Staats- und Regierungschefs der Europäischen Union die

Entwicklung einer Union für den Mittelmeerraum.

Diese Initiative sollte die bestehende Europa-Mittelmeer-Partnerschaft zwischen den Mitgliedstaaten der

Europäischen Union und den Drittländern im Mittelmeerraum vertiefen.

Die Europäische Kommission wurde aufgefordert, mit Blick auf den Gipfel der EU und der Mittelmeerstaaten,

der am 13. Juli 2008 in Paris stattfinden wird, konkrete Vorschläge vorzulegen.

Ich kann Ihnen versichern, liebe Freunde, dass das Europäische Parlament jedwede Initiative begrüßt, die die

bestehenden Beziehungen fördert und vertieft; wir werden die Vorschläge, die von der Europäischen

Kommission auszuarbeiten sind, aufmerksam verfolgen und darüber wachen, dass die parlamentarische

Dimension in geeigneter Form aufgenommen wird.

Unsere Erwartungen hierzu richten sich direkt an Sie, lieber Jose Manuel Durao Barroso!

Wir laden die Europäische Kommission daher insbesondere dazu ein, diese Gelegenheit zu nutzen, um die

institutionelle Konstruktion des erneuerten Barcelona-Prozesses auszubauen und die Rolle der Parlamentarischen

Versammlung Europa-Mittelmeer als einzige legitime parlamentarische Vertretung einer Union für den

Mittelmeerraum zu stärken.

Sehr geehrte Damen und Herren,

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

Lassen Sie mich jetzt zum wichtigsten Diskussionsthema der Sitzung am heutigen Morgen kommen. Ich halte es

für völlig angemessen, dass dieses Thema „Energie und Umwelt” lautet; denn dies sind die wahrhaft globalen

Probleme, die uns alle betreffen.

Beide Seiten des Mittelmeerbeckens müssen in den zahlreichen drängenden Umweltfragen zusammenarbeiten,

die die gesamte Region betreffen: Entwaldung, Wasserknappheit, Meeresverschmutzung und die Erhaltung des

ökologischen Gleichgewichts sind Themen, die unser aller Aufmerksamkeit und unser aller Zusammenarbeit

bedürfen!

Wir müssen handeln, und wir müssen JETZT handeln, um unsere Umwelt zu schützen. Die meisten von uns hier

haben das Übereinkommen von Barcelona über den Schutz des Mittelmeers unterzeichnet. Diese Unterschriften

müssen jetzt in praktisches Handeln umgesetzt werden, und dabei ist eine enge Zusammenarbeit zwischen uns

allen notwendig.

Die Europäische Union selbst ist für 14 Prozent der weltweiten Kohlendioxidemissionen verantwortlich. Seit

1990 sind unsere Emissionen jedoch stetig zurückgegangen, während gleichzeitig unser Wirtschaftswachstum

um mehr als ein Drittel gestiegen ist.
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Die Europäische Union hat damit deutlich gezeigt, dass es möglich ist, die Verknüpfung zwischen steigendem

Wirtschaftswachstum und höheren CO2-Emissionen zu durchbrechen.

Wenn der Europäischen Union dies gelungen ist, dann kann es auch andernorts gelingen!

Die Europäische Union hat bereits eine Reihe von wichtigen Schritten ergriffen. Auf dem Frühjahrsgipfel der

Staats- und Regierungschefs der EU im März 2007 einigten sich die Mitgliedstaaten auf eine verbindliche

Reduzierung der Treibhausgasemissionen um 20 Prozent und es wurde ein verbindliches Ziel von 20 Prozent für

den Anteil der erneuerbaren Energien festgelegt; beide Ziele sollen bis zum Jahr 2020 erreicht werden.

Dieser zweigleisige Ansatz von Reduzierungen und Zielvorgaben ist für eine erfolgreiche Strategie wesentlich.

Auf ihrem Gipfel in Brüssel vor zwei Wochen verwiesen die Staats- und Regierungschefs der EU auf diese

ehrgeizigen klima- und energiepolitischen Selbstverpflichtungen und erklärten, dass die Herausforderung IN

DIESEM JAHR bewältigt werden muss.

Wenn es uns gelingt, diese vor einem Jahr festgelegten Zielvorgaben nicht nur zu verwirklichen, sondern sogar

noch an Tempo in der Umsetzung zuzulegen, dann kann die Europäische Union in der Tat ihrer Rolle gerecht

werden, den Takt und die Marschrichtung für einen weltweiten Übergang zu einer sicheren und nachhaltigen

Wirtschaft mit wenig Kohlendioxidemissionen vorzugeben.

Ich fordere auch uns alle auf, im Rahmen der Parlamentarischen Versammlung Europa-Mittelmeer und in

unseren jeweiligen Heimatländern für die Bewusstmachung der vor uns liegenden Herausforderungen

unermüdlich zu werben. Wir tragen alle eine Verantwortung für die Schöpfung, die uns zur Bewahrung für

unsere Kinder und Nachkommen anvertraut worden ist.

Es liegt an uns, den Frieden mit der Schöpfung, mit unserem Planeten wieder zu erringen. In diesem Geist

sollten wir die heutige Sitzung angehen und in diesem Sinne freue ich mich jetzt auf die Ausführungen der

nachfolgenden Redner.

Vielen Dank für ihre Aufmerksamkeit!
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Athen, 28. März 2008

Rede des neugewählten Präsidenten der Parlamentarischen Versammlung Europa-Mittelmeer,

Pr of. Dr. Hans-Gert Pöttering, bei der Plenartagung in Athen

Sehr geehrter Präsident Sioufas,
Liebe Kollegen Parlamentspräsidenten,
Liebe Kolleginnen und Kollegen Abgeordnete,
Sehr geehrte Damen und Herren,
Saïdati wa sadati,

Es ist mir eine Ehre und ein Privileg, dass ich als neuer Präsident der Parlamentarischen Versammlung Europa-
Mittelmeer zu Ihnen sprechen darf. Zu Beginn möchte ich Ihnen daher auch meinen tiefempfundenen Dank für
Ihr Vertrauen aussprechen, das Sie mir durch die Wahl in dieses Amt bewiesen haben.

Als ich im Januar 2007 zum Präsidenten des Europäischen Parlaments gewählt wurde, habe ich mich
verpflichtet, die Zusammenarbeit mit der Parlamentarischen Versammlung Europa-Mittelmeer in den
Mittelpunkt meines Mandats als Präsident des Europäischen Parlaments zu stellen.

Ich beabsichtige, diese Zielsetzung auch in meiner Amtszeit als Präsident der Parlamentarischen Versammlung
Europa-Mittelmeer voll und ganz zu verwirklichen.

Einige von Ihnen, die heute unter uns sind, haben bereits an der allerersten Sitzung des Parlamentarischen
Forums im Oktober 1998 in Brüssel sowie an den vier darauf folgenden Sitzungen des Forums teilgenommen.
Ich bin stolz auf den dauerhaften Enthusiasmus, mit dem wir alle für die Schaffung und das Gedeihen der
Parlamentarischen Versammlung gearbeitet haben.

Im Rahmen des Barcelona-Prozesses war eine Parlamentarische Versammlung Europa-Mittelmeer als integraler
Bestandteil und als dessen parlamentarische Institution vorgesehen.

Die Außenminister äußerten bei ihrer Konferenz in Neapel im Dezember 2003 ihre Überzeugung, dass „die
Schaffung einer Parlamentarischen Versammlung Europa-Mittelmeer dem Barcelona-Prozess mehr Sichtbarkeit
und Transparenz verleihen und dadurch auch die Partnerschaft selbst den Interessen und Erwartungen der
öffentlichen Meinungen in der Region näher bringen wird.“

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

Ich habe es bereits heute morgen gesagt und darf es an dieser Stelle und als neugewählter Präsident der
Parlamentarischen Versammlung Europa-Mittelmeer wiederholen und bekräftigen: Ich begrüße jede Initiative,
die auf den Ausbau und die Vertiefung der bestehenden Beziehungen ausgerichtet ist.
Im Hinblick auf den Vorschlag für eine „Mittelmeer-Union“ möchte ich Ihnen jedoch erneut versichern, dass ich
äußerst wachsam sein werde, damit unsere Versammlung als die einzig legitimierte parlamentarische Dimension
dieses Prozesses in geeigneter Form aufgenommen wird. Vielmehr muss diese Dimension weiter gestärkt
werden und ich erneuere daher meine Aufforderung an die Europäische Kommission, in der Anpassung des
Barcelona-Prozesses hin zu einer Union für den Mittelmeerraum auch der Parlamentarischen Versammlung
Europa-Mittelmeer ihre notwendige und angemessene Rolle zuzuerkennen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

Mein persönliches Engagement gilt dem Nahen Osten, einem Thema, das auch vielen anderen Mitgliedern des
Europäischen Parlaments sehr am Herzen liegt.
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Seit unserem letzten Treffen hat das Europäische Parlament mehrere strategische Nahost-Initiativen ergriffen,
die – wie ich hoffe – zur Förderung des Friedens und der Aussöhnung in dieser Region beitragen können. In
meiner neuen Funktion als Ihr Präsident weiss ich, dass diese Versammlung dieselben Ziele mit mindestens
derselben Intensität verfolgt.

• Mir persönlich wurde die Ehre zuteil, den Großmufti von Syrien, Sheik Ahmad Badr al-din Hassoun, sowie
König Abdallah von Jordanien in feierlichen Sitzungen des Europäischen Parlaments, in denen sie vor dem
Hause sprachen, willkommen zu heißen.

• Später im Frühling dieses Jahres wird der Präsident Israels, Shimon Peres, vor dem Plenum des Europäischen
Parlaments sprechen, und ich hoffe, dass auch der Präsident der Palästinensischen Autonomiebehörde, Mahmoud
Abbas, die Einladung annehmen kann, vor dem Sommer im Plenum zu sprechen.

• Bereits als Präsident des Europäischen Parlaments hatte ich die Absicht alle Mittelmeer-Partnerstaaten zu
besuchen. Als Präsident unserer Versammlung ist dies gleichsam zu einer Verpflichtung geworden! Bislang war
ich zu offiziellen Besuchen in Israel, Palästina und Jordanien, in Algerien und in Ägypten, und ich werde Anfang
Mai nach Marokko fahren.

• Im Europäischen Parlament hat die Konferenz der Präsidenten eine Arbeitsgruppe unter meinem Vorsitz
eingerichtet, die das Mandat hat, die Nahostfrage eingehender zu erörtern. Diese Arbeitsgruppe besteht aus
Mitgliedern des Europäischen Parlaments, die sich in dieser Region besonders gut auskennen. Erst vor drei
Tagen – am Dienstag Abend – führte die Arbeitsgruppe Gespräche mit der Follow-up-Gruppe der
Internationalen Geberkonferenz für Palästina vom Dezember 2007 in Paris. (Der französische Außenminister
Bernard Kouchner, der norwegische Außenminister Jonas Gahr Støre, das EU-Kommissionsmitglied Benita
Ferrero-Waldner und der Sonderbeauftragte des Quartetts, Tony Blair).
Parlamentarier haben die Aufgabe, die Regierungen zu Rechnung zu ziehen. Dies tut das Europäische Parlament
und dies ist auch die Aufgabe unserer Versammlung.

Im Herbst dieses Jahr wird das Europäische Parlament eine internationale Konferenz über die
grenzüberschreitende Zusammenarbeit in der Nahost-Region veranstalten. Diese Initiative muss sich einfügen in
eine Serie von kleinen, konkreten Schritten, die spezifische Projekte zur Verbesserung der Situation vor Ort zum
Ziele haben. Wir müssen das alltägliche Leben der Menschen in Palästina verbessern.

Ebenfalls in der zweiten Hälfte des Jahres könnte unsere Versammlung in einer Sondertagung im arabischen
Nahen Osten den Fortschritt des in Annapolis vereinbarten Friedensprozesses überprüfen.

• Zukunft der Region ist die Jugend. Deshalb wird das Europäische Parlament in der zweiten Jahreshälfte die
erste "EuroMedScola" abhalten. Euroscola ist eine populäre Initiative, bei der wir Schulkinder aus allen EU-
Ländern für eintägige parlamentarische Tätigkeiten im Europäischen Parlament empfangen. In diesem Jahr wird
Euroscola erstmals auch auf die zehn südlichen Mittelmeerländer ausgedehnt. Ich unterstütze diese Initiative
nachdrücklich und lade Sie alle ein, dies durch die Teilnahme an der Auswahl der Kandidaten aus Ihren Ländern
ebenfalls zu tun.

Die Europäischen Institutionen haben 2008 als Europäisches Jahr des interkulturellen Dialogs ausgerufen, um
dadurch unsere starke und zunehmende politische Verpflichtung zu betonen, die interkulturellen Fragen zu
einem Hauptanliegen der innen- und außenpolitischen Agenda der Europäischen Union zu machen. Eine
arabische Woche im November wird uns konkret vor Äugen führen wie reich der Austausch der Kulturen sein
kann. Treffen wir uns hierzu im Europäischen Parlament!

Wir sind davon überzeugt, dass der geistige, kulturelle und religiöse Dialog zwischen Völkern und
Gesellschaften äußerst wichtig ist, und wir sind entschlossen, das friedliche Zusammenleben von Christen,
Moslems und Juden sowie aller anderen religiösen oder weltlichen Gruppierungen zu gewährleisten. Die Freiheit
der Meinungsäußerung darf nicht einseitig auf Kosten des erforderlichen Schutzes der religiösen Gefühle und
Werte anderer Kulturen durchgesetzt werden.



Drucksache 16/9183 – 56 – Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode

3

In diesem Zusammenhang möchte ich an die Erklärung erinnern, die das Präsidium unserer Versammlung im
Jahr 2006 unter Vorsitz meines Vorgängers Josep Borrell Fontelles zur Veröffentlichung beleidigender
Karikaturen in manchen europäischen Medien abgegeben hat.

Diese Worte gelten heute noch genauso wie im Jahre 2006. Ich glaube, dass eine friedliche Koexistenz mit und
zwischen den Kulturen und Religionen außerhalb und innerhalb der Europäischen Union für unsere Zukunft von
entscheidender Bedeutung ist. Dialog und Diskussion können viel dazu beitragen, Missverständnisse zu
überwinden.

Wenn es uns gelingt, uns gegenseitig zu respektieren und zu schätzen – und miteinander zu leben und zu arbeiten
– , dann kann dies dazu beitragen, einige der schwierigsten Probleme, mit denen wir derzeit konfrontiert sind, zu
lösen.
Der Dialog ist der erste Schritt zu einer engeren Freundschaft und kann zu einer Aussöhnung führen, wie dies in
den vergangenen 50 Jahren auch in Europa schrittweise der Fall war, als aus den Trümmern des Zweiten
Weltkriegs durch Dialog und gegenseitiges Bemühen eine Europäische Union erwuchs, die auf Vertrauen,
Respekt und dem Willen zur Zusammenarbeit beruhte.

Dialog kann eine Brücke sein, eine Brücke zum Frieden, eine Brücke über das Mittelmeer, zwischen Staaten,
Völkern und Menschen.

Als Parlamentarier, die sich bemühen, dieses Ziel im Rahmen des Prozesses der Partnerschaft Europa-
Mittelmeer zu erreichen, sollten wir uns immer wieder fragen, was wir tun können, um diesen Dialog zwischen
den Kulturen, um die gegenseitige Achtung und den bedingungslosen Schutz der Würde des Menschen in
unseren Staaten zu fördern.

Die Grundprinzipien für eine dauerhafte Lösung des Nahostkonflikts sollten die Achtung des menschlichen
Lebens, die Verwirklichung der Sicherheit durch die Aussöhnung und die Einhaltung des internationalen Rechts
sein.

Das Präsidium unserer Versammlung unterstützt und begrüßt den Vorschlag unseres Politischen Ausschusses,
eine Informationsdelegation der Parlamentarischen Versammlung nach Gaza und in die israelischen Grenzorte
zu entsenden.

Ich möchte alle Anwesenden bitten, konstruktiv zusammenzuarbeiten, um eine möglichst rasche Umsetzung
dieses Vorschlags sicherzustellen.

Die terroristischen Anschläge auf beiden Seiten des Mittelmeers sind – unabhängig von ihrem Schauplatz, ob in
Algerien, Jerusalem, Madrid oder London – sinnlose, unverantwortliche und inakzeptable Taten und müssen
nachdrücklich verurteilt werden.

Der Terrorismus ist eine Herausforderung für alle – nicht nur für die Länder des Westens, sondern auch für die
arabische Welt. Er ist ein globales Problem, das beide Seiten des Mittelmeers betrifft. Wir alle leiden unter dem
Terrorismus. Wir alle sind potenzielle Ziele des Terrorismus, und wir müssen ihn gemeinsam bekämpfen. Der
Kampf gegen den Terrorismus muss im Rahmen der internationalen Zusammenarbeit eine politische Priorität
bleiben.

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

Die ersten vier Jahre unserer Parlamentarischen Versammlung waren eine Art von „Anlaufphase“. Nun treten
wir in die Konsolidierungsphase ein, in der unsere Versammlung als unumstrittene parlamentarische Dimension
des Barcelona-Prozesses bzw. auch der Mittelmeer-Union auftreten wird.
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Ich habe Ihnen einige meiner Ideen dargelegt. Dennoch ist es mir wichtig zu betonen, dass ich Sie alle vertrete
und als Präsident der Parlamentarischen Versammlung Europa-Mittelmeer IHR Präsident bin.
Es werden daher vor allem auch IHRE Ideen und Vorschläge sein, die eine erfolgreiche Zukunft unserer
Versammlung sichern und einen konstruktiven, offenen und freimütigen Dialog zwischen uns allen ermöglichen
werden.
Eine Sondertagung im Herbst in der Nahost Region würde es uns ermöglichen, unsere Empfehlungen
unmittelbar vor der Ministertagung zu verabschieden.

Ich möchte weitergehend die Möglichkeit prüfen, unsere Empfehlungen auch in Zukunft unmittelbar vor den
Ministertagungen zu verabschieden – wie dies schon im Jahr 2003 der Fall war:

Damals nahm das Parlamentarische Forum seine Empfehlungen zur Umwandlung des Forums in eine
Versammlung am 2. Dezember 2003 in Neapel an, worauf sie von den Außenministern auf ihrer Konferenz am
2. und 3. Dezember in Neapel erörtert und angenommen wurden.

Ich habe bereits Präsident Sioufas für die ausgezeichnete Arbeit der griechischen Präsidentschaft gedankt,
möchte aber die Gelegenheit nutzen, auch den beiden Vizepräsidenten – Präsident Fathi Sorour aus Ägypten und
Präsident Fouad Mbaaza aus Tunesien sowie meinem Vorgänger Josep Borrell Fontelles ausdrücklich meinen
Dank auszusprechen.

Auch Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen, haben ihr Engagement für unsere Versammlung durch Ihre harte
Arbeit und Ihre positiven Beiträge sowie durch die Organisation von Tagungen und sonstigen Tätigkeiten der
Versammlung in ihren jeweiligen Ländern unter Beweis gestellt.

Last but not least möchte ich an dieser Stelle persönlich den Vorsitzenden der verschiedenen Ausschüsse für die
ausgezeichnete Arbeit danken, die sie (wie auch ihre Sekretariate) in den vergangenen vier Jahren geleistet
haben.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit, und vielen Dank für das Vertrauen, das Sie mir durch die Wahl zu Ihrem
Präsidenten bewiesen haben.

Evkaristo! Shukran! Toda!
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